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1 OKR Dr. Hendrik Munsonius, M. Th., ist seit 2006 Referent im Kirchenrechtlichen Insti-
tut der EKD. 

2 Außer Religionen können auch Weltanschauungen eine entsprechende Relevanz entfal-
ten. Sie sind prinzipiell mit Religionen gleich zu behandeln, auch wenn im Folgenden
vorrangig von Religionen die Rede sein wird.

3 Christoph Goos: Innere Freiheit. Eine Rekonstruktion des grundgesetzlichen Würdebe-
griffs, Göttingen 2011, 21 ff; Paul Tiedemann: Was ist Menschenwürde?, Darmstadt
2006, 33 ff. 
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I. Religion im Recht

1. Relevanz der Religion

Der freiheitlich säkulare Staat hat sich zwar (weitgehend) von der Reli-
gion emanzipiert, doch stellt diese nach wie vor einen Faktor dar, den es zu
berücksichtigen gilt.2 Denn sie hat für die Individuen, die religiösen Ge-
meinschaften und die Gesellschaft prägende Bedeutung.

Nach Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) ist die Würde des Menschen der
Ausgangspunkt der normativen Ordnung in Deutschland. Sie ist der Verfas-
sung als unantastbar vorgegeben. Was unter der Würde des Menschen zu
verstehen und aus ihrer Unantastbarkeit zu folgern sei, ist in vielerlei Hin-
sicht umstritten. Unbestritten dürfte jedoch sein, dass es um die Achtung
jedes Menschen als eigenständige Person geht.3 Damit wird auch die Vor-
stellung geschützt, die sich jeder Mensch von sich selbst und seiner Stel-
lung in der Welt macht. Diese Vorstellung ist besonders dadurch bestimmt,
in welcher Weise jemand religiös ist. Religion wirkt sich weitreichend auf



die Selbst: und Weltwahrnehmung und damıt auch auf den individuellen 3A
Lebensvollzug AUS (individuelle Relevanz).“ S1e verdient deshalb der
Ur des enschen willen besonderen

eligion maniıifestiert sıch erneHllchen Jleilen In kommunikativen
und damıit kollektiven Vollzügen. In ersier LINI1Ee Ist ler rituelle,
sche Praxis denken Religiöse eMmMe1INsSC erschöp sich aber zume1lst
nicht darın, Oondern wird, Mmotiviert Uurc die miteinander geteilte Welt.
sicht, angereichert Uurc Formen der Geselligkeit SOWIE der Lebensbeglei-
LUunNng und -bewältigung. Der ensch als zugleic relig1öses und SO71ales We
SET1 bildet Formen relig1Ös bestimmter SOzlalität AUS (Soziale Relevanz
ersier UOrdnung Da relig1öse enschen miıt der Iur ihren individuellen Le
bensvollzug wesentlichen eligion nicht In die Vereinzelung1WET-
den sollen, verdient auch die kollektive Religionspraxis der ur des
enschen willen besonderen

Die relig1öse oder relig1ös bestimmte]) Praxis der Individuen und Ge
meinschaften Wirkt sich aufT die Gesellscha dUS, der S1E angehören, und
entfaltet e1nNe Offentliche Dimension sozlale Relevanz zweiılter Ord
nung).” Diese annn DallzZ unterschiedliche (Gestalt nehmen /um eıInNnen
ann SIE darın estehen, dass AUS religiöser Motivaticon heraus Einflluss aul
die Gesellscha wird, S11 CS, we1l die eligion ZUr Verantwor-
LUunNng Tüur das (emeinwesen treibt, E1 CS, we1l die gesellschaftlichen /Uu:
STAN! den orgaben der eligion werden sollen /Zum anderen
ann die Offentliche Dimension der eligion darın estehen, dass sich
enschen relig1ös Mmotiviert gesellschaftlichen Vollzügen entziehen und
Formen e1ner Parallelgesellschaft ausbilden In jedem Fall eignet der Reli
S10N e1N gesellschaftskritisches Potential Dieses ann sich als sowohl
zial-produktiv als auch SOZ71Al-destruktiv erwelsen eligion stellt damıit
zumal In ihrer 1e In mehrfacher 1NSIC e1N Ambivalenzphänomen
dar, WOTAUS besondere Herausforderungen Tüur die gesellschaftliche Ord
NUuNg erwachsen.®

Die Herausforderungen Iur die gesellschaftliche UOrdnung werden Aa
Uurc potenzliert, dass sich nicht die eligion und die Gesellsc 1M Ubri
DE gegenüberstehen, Ondern die (Gesellsc In mehrfacher 1NSIC plu
ral verfasst 1ST. Die Individuen nehmen nicht 1Ur aufT dem Feld der eligion
Ooder Weltanschauung gesellschaftlichen en teil, Oondern auch In Po
10 Kultur und Freizeitverhalten, Wirtschaft und Bildung Hier linden

UTrich arn VWas 1St Religion? Sinndeutung 7zwischen kErfahrung und Letztbegrün-
dung, In ders.‘: eligion In der Moderne, übingen 2003, I1

uch arl Keligion und Bürgergesellschaft, Berlin 2009, I1
Hans ichael einig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, Berlin 2003,

40; Rolf Schieder: SiNnd Religionen gefährlich?, Berlin 2008
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4 Vgl. Ulrich Barth: Was ist Religion? Sinndeutung zwischen Erfahrung und Letztbegrün-
dung, in: ders.: Religion in der Moderne, Tübingen 2003, 3 ff.

5 Vgl. auch Paul Nolte: Religion und Bürgergesellschaft, Berlin 2009, 84 ff.
6 Vgl. Hans Michael Heinig, Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, Berlin 2003,

40; Rolf Schieder: Sind Religionen gefährlich?, Berlin 2008.
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321die Selbst- und Weltwahrnehmung und damit auch auf den individuellen
Lebensvollzug aus (individuelle Relevanz).4 Sie verdient deshalb um der
Würde des Menschen willen besonderen Schutz.

Religion manifestiert sich zu erheblichen Teilen in kommunikativen
und damit kollektiven Vollzügen. In erster Linie ist hier an rituelle, kulti-
sche Praxis zu denken. Religiöse Gemeinschaft erschöpft sich aber zumeist
nicht darin, sondern wird, motiviert durch die miteinander geteilte Welt-
sicht, angereichert durch Formen der Geselligkeit sowie der Lebensbeglei-
tung und -bewältigung. Der Mensch als zugleich religiöses und soziales We-
sen bildet Formen religiös bestimmter Sozialität aus (soziale Relevanz
erster Ordnung). Da religiöse Menschen mit der für ihren individuellen Le-
bensvollzug wesentlichen Religion nicht in die Vereinzelung genötigt wer-
den sollen, verdient auch die kollektive Religionspraxis um der Würde des
Menschen willen besonderen Schutz.

Die religiöse (oder religiös bestimmte) Praxis der Individuen und Ge-
meinschaften wirkt sich auf die Gesellschaft aus, der sie angehören, und
entfaltet so eine öffentliche Dimension (soziale Relevanz zweiter Ord-
nung).5 Diese kann ganz unterschiedliche Gestalt annehmen. Zum einen
kann sie darin bestehen, dass aus religiöser Motivation heraus Einfluss auf
die Gesellschaft genommen wird, sei es, weil die Religion zur Verantwor-
tung für das Gemeinwesen treibt, sei es, weil die gesellschaftlichen Zu-
stände den Vorgaben der Religion angepasst werden sollen. Zum anderen
kann die öffentliche Dimension der Religion darin bestehen, dass sich
Menschen religiös motiviert gesellschaftlichen Vollzügen entziehen und
Formen einer Parallelgesellschaft ausbilden. In jedem Fall eignet der Reli-
gion ein gesellschaftskritisches Potential. Dieses kann sich als sowohl so-
zial-produktiv als auch sozial-destruktiv erweisen. Religion stellt damit –
zumal in ihrer Vielfalt – in mehrfacher Hinsicht ein Ambivalenzphänomen
dar, woraus besondere Herausforderungen für die gesellschaftliche Ord-
nung erwachsen.6

Die Herausforderungen für die gesellschaftliche Ordnung werden da-
durch potenziert, dass sich nicht die Religion und die Gesellschaft im Übri-
gen gegenüberstehen, sondern die Gesellschaft in mehrfacher Hinsicht plu-
ral verfasst ist. Die Individuen nehmen nicht nur auf dem Feld der Religion
oder Weltanschauung am gesellschaftlichen Leben teil, sondern auch in Po-
litik, Kultur und Freizeitverhalten, Wirtschaft und Bildung. Hier finden



SV sich eweils DallzZ unterschiedliche Ausprägungen und Kombinationen.‘ Da-
bel kann die eligion Oder Weltanschauung dadurch besondere Wirkung
en  en, dass SIE auch die Betätigung aufT anderen Feldern beeinflusst. EIN:
deutige Ableitungen Sind jedoch praktisch ausgeschlossen.

un  107 des Rechts

Für das ec dem des Geltungsanspruchs SEINer Oormen und
den Instrumenten SEINer Sanktionierung Tüur die gesellschaftliche UOrdnung
e1Ne besondere Bedeutung zukommt,“ ergeben sich AUS der geschilderten
Relevanz der eligion drei Herausforderungen: /Zum eıInNnen verdient die Re
ligion der Individuen und Gememinschafte eweils besonderen
und ihnrer selhst willen /um anderen nötigt die (potentielle)
ziale Destruktivität der eligion, die garantierte Te1inel einzuhegen und
e1Ne pluralismusfähige allgemeine UOrdnung chaffen Das Koniliktpoten-
t1al Nnımm miıt der relig1iös-weltanschaulichen Pluralität und dies INSO

mehr, als auch sich arelig1Ös verstehende enschen zunehmen: weltan
SCHAUlICHeEN Jlier den Tag egen Schließlic esteht auch 1n Interesse,
die SOZ71ale Produktivität der eligion Tüur die Gesellsc Iruchtbar m -

chen, S11 CS, dass SO71Al-karıtativem Handeln aum egeben wird, S11 CS,
dass die der eligion eigentümlichen SInnressourcen und ihr Friedenspo-
tential ZUr Geltung kommen sollen

1ne staatliche Rechtsordnung, die diesen Herausforderungen enT:
spricht, baut aufT der Unterscheidung VOT eligion und ec aufl. S1e be
zieht sıch ZWar aufT die eligion, Ist aber selhst säkular. Das staatliche ec
Ist 1n Rahmenrecht, das die freineitsberechtigten Akteure ach ihrem
Selbstverständnis ausfüllen können ESs 1st strikt darauf bezogen, Treinel
ermöglichen und e1nNe Friedensordnung garantieren.” nter dieser Per-
spektive Sind die religionsrechtlichen Ormen Tunktional auszulegen und
nicht Uurc Aspekte anzureichern, die e1nNe relig1iös-weltanschauliche Wer-
LUunNg implizieren. Die damıit verbundene Formalisierung und Entmaterialı
sierung des Rechts stellt eıInNnen Freiheitsgewinn dar.

1e$ hat Konsequenzen Tüur den Religionsbegriff des Rechts enn WAS

eligion Oder Weltanschauung verstehen sel, 1st 1n em rad
VOT der jeweiligen religiös-weltanschaulichen Position abhängig. Wie

Amartya Sen He Identitätsfalle, Muüunchen 701
/um Kechtsbegrilff einAO Zippelius: kEinführung In das eC.  9 übingen I1

Martın eckel: Vom Religionskonflikt ZUT Ausgleichsoränung, Muüunchen 2007
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7 Vgl. Amartya Sen: Die Identitätsfalle, München 2010.
8 Zum Rechtsbegriff Reinhold Zippelius: Einführung in das Recht, Tübingen 52008, 1 ff.
9 Vgl. Martin Heckel: Vom Religionskonflikt zur Ausgleichsordnung, München 2007.
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322 sich jeweils ganz unterschiedliche Ausprägungen und Kombinationen.7 Da-
bei kann die Religion oder Weltanschauung dadurch besondere Wirkung
entfalten, dass sie auch die Betätigung auf anderen Feldern beeinflusst. Ein-
deutige Ableitungen sind jedoch praktisch ausgeschlossen.

2. Funktion des Rechts 

Für das Recht, dem wegen des Geltungsanspruchs seiner Normen und
den Instrumenten seiner Sanktionierung für die gesellschaftliche Ordnung
eine besondere Bedeutung zukommt,8 ergeben sich aus der geschilderten
Relevanz der Religion drei Herausforderungen: Zum einen verdient die Re-
ligion der Individuen und Gemeinschaften jeweils besonderen Schutz –
und zwar um ihrer selbst willen. Zum anderen nötigt die (potentielle) so-
ziale Destruktivität der Religion, die garantierte Freiheit einzuhegen und
eine pluralismusfähige allgemeine Ordnung zu schaffen. Das Konfliktpoten-
tial nimmt mit der religiös-weltanschaulichen Pluralität zu und dies umso
mehr, als auch sich areligiös verstehende Menschen zunehmend weltan-
schaulichen Eifer an den Tag legen. Schließlich besteht auch ein Interesse,
die soziale Produktivität der Religion für die Gesellschaft fruchtbar zu ma-
chen, sei es, dass sozial-karitativem Handeln Raum gegeben wird, sei es,
dass die der Religion eigentümlichen Sinnressourcen und ihr Friedenspo-
tential zur Geltung kommen sollen. 

Eine staatliche Rechtsordnung, die diesen Herausforderungen ent-
spricht, baut auf der Unterscheidung von Religion und Recht auf. Sie be-
zieht sich zwar auf die Religion, ist aber selbst säkular. Das staatliche Recht
ist ein Rahmenrecht, das die freiheitsberechtigten Akteure nach ihrem
Selbstverständnis ausfüllen können. Es ist strikt darauf bezogen, Freiheit zu
ermöglichen und eine Friedensordnung zu garantieren.9 Unter dieser Per-
spektive sind die religionsrechtlichen Normen funktional auszulegen und
nicht durch Aspekte anzureichern, die eine religiös-weltanschauliche Wer-
tung implizieren. Die damit verbundene Formalisierung und Entmateriali-
sierung des Rechts stellt einen Freiheitsgewinn dar.

Dies hat Konsequenzen für den Religionsbegriff des Rechts. Denn was
unter Religion oder Weltanschauung zu verstehen sei, ist in hohem Grad
von der jeweiligen religiös-weltanschaulichen Position abhängig. Wie



uns und Wissensc 1st der Religionsbegriff ausgesprochen selhstrefe 3758
renue Was eweils eiInem Olchen Begriff verstehen ISt, 1NUSS In
ersier LINI1Ee dem Selbstverständnis der freineitsberechtigten Akteure ber-
lassen werden 1ne staatliıche Definıition dieser Begriffe wlüurde hbereits das
sS1 VOT Freiheitsverkürzungen In sich bergen. arum INUSS als eligion
1M Rechtssinne es angesehen werden, WAS n religiöser KOommMmunikation
als relig1öse KOommMmunikation erkannt wird ESs seht alsSO das jeweilige
Selbstverständnis nner e1ner eligion. Staatlichen tellen OMmM ler
1Ur e1Ne lausıbilitätskontrolle Zu.

Materiell 1NUSS das äkulare staatlıche ec viele Fragen Olfen lassen
ESs OMmM iImmer dann SEINE Grenzen, WEl Fragen oeht, die In
em Maße relig1iös-weltanschaulich interpretiert werden /u neNnenNn
Sind insbesondere die religionsgemeinschaftliche Selbstorganisation, Bil
dung und Erziehung, Anfang und Ende des Lebens SOWIE Formen der Le
bensgemeinschaft WIEe Partnerschaft und Famıilie Diese Fragen Uurc
Mehrheitsentscheid e1iner verbindlichen Regelung zuzuführen, Ist 1n e1ner
Demokratie möglich, annn aber 1M EinzelfTall Iur Minderheiten e1nNe CIM
Iindliche Freiheitseinhbuße darstellen

Da der Souveränitätsanspruc des MoOodernen Staates ZWar umfassend
aber nicht totalıtär 1St, 1st prinzipie möglich, Fragen In der staatlichen
RKechtsordnung en lassen und der teilgesellschaftlichen Selbstregulie-
ruhng überlassen."' 1e$ geschieht INAIVIAUE Uurc die usübung der
Privatautonomie, kollektiv 1M Verbands und Jlarıtwesen und SCHHEeBNC
auch beli den Religionsgemeinschaften. In Olcher Autonomiegewährung
erweIlist sich die Freiheitlichkeit e1ner Rechtsordnung. AÄAus staatlichen Nor-
InelNn 1NUSS sich dann 1Ur ergeben, welchen Bedingungen die rge
NISSE Olcher Selbstregulierung Anerkennung 1n der staatlichen Rechtsord
NUuNg lınden und damıit auch VOT staatliıchen (Gerichten durchgese
werden können. “ Das Rechtsverständnis des Sakularen Staates bletet pIie
raume Tüur Rechtspluralismus der Teinel willen. “

10 einig (Anm. O), IT
FeC Randelzhofer: Staatsgewalt und Souveränität, In Isensee/Ferdt

and irchho, (Hg.) andbuc Staatsrecht, Auflage, 2, Heidelberg 2004;,
23, 35 I1

12 ar  ermann Käsfner: Staatliche Justizhoheit und religiöse reiheit, übingen
1991, 1 /4; Ferdinand irchhof, Private Rec)|  etzung, Berlin 1987; Stefan agen
Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, übingen 2004;, ,

13 OCAristian Kechtspluralismus. Fin Weg ZUT Integration religiöser Pluralität?,
In Hans-Peter Großhans/ Malte Dominik Krüger (Hg.) Integration religiöser Pluralität,
Leipzig 2010, IT

62 (3/201 3)

10 Heinig (Anm. 6), 52 ff.
11 Vgl. Albrecht Randelzhofer: Staatsgewalt und Souveränität, in: Josef Isensee/Ferdi-

nand Kirchhof (Hg.): Handbuch Staatsrecht, 3. Auflage, Bd. 2, Heidelberg 2004, § 17
Rn. 23, 35 ff.

12 Vgl. Karl-Hermann Kästner: Staatliche Justizhoheit und religiöse Freiheit, Tübingen
1991, 174; Ferdinand Kirchhof, Private Rechtsetzung, Berlin 1987; Stefan Magen:
 Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, Tübingen 2004, 40 f, m. w. N.

13 Vgl. Christian Polke: Rechtspluralismus. Ein Weg zur Integration religiöser Pluralität?,
in: Hans-Peter Großhans/Malte Dominik Krüger (Hg.): Integration religiöser Pluralität,
Leipzig 2010, 57 ff.
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323Kunst und Wissenschaft ist der Religionsbegriff ausgesprochen selbstrefe-
rentiell. Was jeweils unter einem solchen Begriff zu verstehen ist, muss in
erster Linie dem Selbstverständnis der freiheitsberechtigten Akteure über-
lassen werden. Eine staatliche Definition dieser Begriffe würde bereits das
Risiko von Freiheitsverkürzungen in sich bergen. Darum muss als Religion
im Rechtssinne alles angesehen werden, was in religiöser Kommunikation
als religiöse Kommunikation anerkannt wird. Es geht also um das jeweilige
Selbstverständnis innerhalb einer Religion. Staatlichen Stellen kommt hier
nur eine Plausibilitätskontrolle zu.10

Materiell muss das säkulare staatliche Recht viele Fragen offen lassen.
Es kommt immer dann an seine Grenzen, wenn es um Fragen geht, die in
hohem Maße religiös-weltanschaulich interpretiert werden. Zu nennen
sind insbesondere die religionsgemeinschaftliche Selbstorganisation, Bil-
dung und Erziehung, Anfang und Ende des Lebens sowie Formen der Le-
bensgemeinschaft wie Partnerschaft und Familie. Diese Fragen durch
Mehrheitsentscheid einer verbindlichen Regelung zuzuführen, ist in einer
Demokratie möglich, kann aber im Einzelfall für Minderheiten eine emp-
findliche Freiheitseinbuße darstellen. 

Da der Souveränitätsanspruch des modernen Staates zwar umfassend
aber nicht totalitär ist, ist es prinzipiell möglich, Fragen in der staatlichen
Rechtsordnung offen zu lassen und der teilgesellschaftlichen Selbstregulie-
rung zu überlassen.11 Dies geschieht individuell durch die Ausübung der
Privatautonomie, kollektiv im Verbands- und Tarifwesen und schließlich
auch bei den Religionsgemeinschaften. In solcher Autonomiegewährung
erweist sich die Freiheitlichkeit einer Rechtsordnung. Aus staatlichen Nor-
men muss sich dann nur ergeben, unter welchen Bedingungen die Ergeb-
nisse solcher Selbstregulierung Anerkennung in der staatlichen Rechtsord-
nung finden und damit auch vor staatlichen Gerichten durchgesetzt
werden können.12 Das Rechtsverständnis des säkularen Staates bietet Spiel-
räume für Rechtspluralismus – um der Freiheit willen.13



3A4 Darüber hinaus können Sachgebiete mi1t religiös-weltanschaulicher Va-
lenz 1M Wege der Kooperation zwischen aa und Religions- und eltan:
schauungsgemeinschaften geordne werden Dabel hat sich der aa aufT
die säkularrechtlichen Aspekte, die betreflfende eMmMe1INsSC aufT die reli-
s1iÖs-weltanschaulichen Aspekte beschränken."“ Die relig1ös-weltan-
schauliche Neutralität des Staates gebiete solche Kooperation, Ne) ©1-
er staatliıchen Regelung edarf, die materiell Uurc e1nNe eligion Oder
Weltanschauung bestimmt 1ST.

Religionsverfassungsrecht

Das heutige Religionsverfassungsrecht 1n Deutschland ergibt sich AUS
Art. und und den Uurc Art 140 inkorporierten Art. 136139
und 141 der Weimarer RKeichsverfassung VONN 919 (WRV) Die wesentli-
chen Bausteine Sind die rennung VONN Kıirche und aat, das Grundrecht
der Religionsfreiheit, das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemein-
schaften ‘ und der Status als KÖörpersc des Offentilchen Rechts als e1nNe
besondere Organisationsform. “°

Diese UOrdnung hat e1nNe Jan ge Geschichte S1e geht zurück aufT den
Augsburger Religionsfrieden VOT 555 und den Westfälischen Frieden VOT

1648, mi1t enen die Triedliche KOoexistenz 1M e1i1c LFrOTZ widerstreitender
Wahrheitsansprüche 1n Fragen der eligion gesichert werden sollte  1/ Den
Kristallisationskern der LEeUeTeEelN staatskirchenrechtlichen Entwicklung 1n
Deutschlan: bılden das Ende der Monarchie und die Verabschiedung der
eiımarer Keichsverfassung 919 ach eiInem langwierigen Diflferenzie
FTUuNgSSPTOZESS endete damıit die se1t der Konstantinischen en währende
spannungsreiche Symbiose zwischen weltlicher und kırchlicher Hefrr-
SC. zwischen ax und Kirche.®

14 Martın eckel: Korollarien ZUrTr „Weiterentwicklung VON Iheologien und religions-
bezogenen VWissenschaften”, eV| 55 }, 117 U

15 Im Verfassungsrecht werden die Begriffe „Religionsgemeinschaft” und „Religionsgesell-
10

verwendet.
Grundlegenx Von Campenhausen: Religionsfreiheit, In Isensee/Ferdinand
irchho, (Hg.) andDuc des Staatsrechts, 3. Auflage, 7, Muüunchen 2009, 157;
S  el Von ampenhausen/Heinrich de Wa Staatskirchenrecht, Muüunchen Heit
NIg (Anm. O); Hans ichael Heinig/Hendrik Munsonius (Hg.) 100 Begriffe AUS dem
Staatskirchenrecht, übingen 2Z2012; efer NF Religionsverfassungsrecht, Baden-Ba-
den 2009; OCAristian Aalter Religionsverfassungsrecht In vergleichender und internatio-
naler Perspektive, übingen 2006

17

18
eckel (Anm. Y); Christoph Link. Kirchliche Kechtsgeschichte, Muüunchen 2009, IT
Martin OFrOWSKTtT e auDens: und ( EewisSsenstfreiheit des Grundgesetzes, übingen
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14 Vgl. Martin Heckel: Korollarien zur „Weiterentwicklung von Theologien und religions-
bezogenen Wissenschaften“, ZevKR 55 (2010), 117 (196 f).

15 Im Verfassungsrecht werden die Begriffe „Religionsgemeinschaft“ und „Religionsgesell-
schaft“ synonym verwendet.

16 Grundlegend Axel von Campenhausen: Religionsfreiheit, in: Josef Isensee/Ferdinand
Kirchhof (Hg.): Handbuch des Staatsrechts, 3. Auflage, Bd. 7, München 2009, § 157;
Axel von Campenhausen/Heinrich de Wall: Staatskirchenrecht, München 42006; Hei-
nig (Anm. 6); Hans Michael Heinig/Hendrik Munsonius (Hg.): 100 Begriffe aus dem
Staatskirchenrecht, Tübingen 2012; Peter Unruh: Religionsverfassungsrecht, Baden-Ba-
den 2009; Christian Walter: Religionsverfassungsrecht in vergleichender und internatio-
naler Perspektive, Tübingen 2006.

17 Heckel (Anm. 9); Christoph Link: Kirchliche Rechtsgeschichte, München 2009, 54 ff.
18 Martin Borowski: Die Glaubens- und Gewissensfreiheit des Grundgesetzes, Tübingen
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324 Darüber hinaus können Sachgebiete mit religiös-weltanschaulicher Va-
lenz im Wege der Kooperation zwischen Staat und Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften geordnet werden. Dabei hat sich der Staat auf
die säkularrechtlichen Aspekte, die betreffende Gemeinschaft auf die reli-
giös-weltanschaulichen Aspekte zu beschränken.14 Die religiös-weltan-
schauliche Neutralität des Staates gebietet solche Kooperation, sobald es ei-
ner staatlichen Regelung bedarf, die materiell durch eine Religion oder
Weltanschauung bestimmt ist.

II. Religionsverfassungsrecht

Das heutige Religionsverfassungsrecht in Deutschland ergibt sich aus
Art. 4 und 7 GG und den durch Art. 140 GG inkorporierten Art. 136–139
und 141 der Weimarer Reichsverfassung von 1919 (WRV). Die wesentli-
chen Bausteine sind die Trennung von Kirche und Staat, das Grundrecht
der Religionsfreiheit, das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemein-
schaften15 und der Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts als eine
besondere Organisationsform.16

Diese Ordnung hat eine lange Geschichte. Sie geht zurück auf den
Augsburger Religionsfrieden von 1555 und den Westfälischen Frieden von
1648, mit denen die friedliche Koexistenz im Reich trotz widerstreitender
Wahrheitsansprüche in Fragen der Religion gesichert werden sollte.17 Den
Kristallisationskern der neueren staatskirchenrechtlichen Entwicklung in
Deutschland bilden das Ende der Monarchie und die Verabschiedung der
Weimarer Reichsverfassung 1919. Nach einem langwierigen Differenzie-
rungsprozess endete damit die seit der Konstantinischen Wende währende
spannungsreiche Symbiose zwischen weltlicher und kirchlicher Herr-
schaft, zwischen Staat und Kirche.18



Die 919 getroffenen Regelungen zielten darauf, die rennung ZW1- 325
SscChHen ax und Kırche verwirklichen, den Kırchen und Religionsge-
meinschaften ihren berkommenen Status ernalten und allen anderen
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften den Zugang gleichen
Rechten eröffnen. ”” Dem dienen insbesondere die Regelungen des Art.
137 WRV miıt der Festschreibung der rennung VONN aa und Kirche, der
(‚arantie des kırchlichen Selbstbestimmungsrechts und den Regelungen
ber den Status als Körperscha des Offentlichen Rechts Diese Regelungen
werden Nankiert Uurc Bestimmungen ber die Kirchensteuer, das kırchli
che ermögen und die Ablösung der Staatsleistungen. AÄAus der historischen
Situation heraus lassen sich diese Bestimmungen als Oormen ZUr mse
ZUNg der rennung VOT aa und Kırche begreifen.““ Zugleic kann In
ihnen eıInNnen systematischen Entwurft Iur 1n pluralismusfähiges Religions-
verfassungsrecht erkennen, dessen Jughei sıch serade 1n uNnNseTeTr /Zeit e '
WeIlsen wird.“'

Der Freiheitsschutz Tüur die religiösen Individuen und (‚ememinschaften
einerselts, die Sicherung e1ner Friedensordnung andererseits und die Realı
sierung des soOzlal-produktiven Potentials der Religionen erfordern echtlı
che Instrumente, die eıInNnen Betätigungsraum eröffnen, VOT Vereinnahmung
Uurc Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften Ooder den aa
schützen, Handlungs- und Kooperationsfähigkeit sgewährleisten, und eıInNnen
Diskurs ber die Gehalte e1ner eligion ermöglichen. Die Interessen der
Individuen, der (‚emeiminschaflften und des Staates Sind aDel teils ONSO-
nant, teils vgegenläufig und edqurien e1ner dilferenzierten Austarierung.

Betätigungsfreiheit und Schutz Vor ereinnahmung

Grundlegen: 1st die Gewährleistung der Religionsfreiheit, WIE S1E In
Art. Abs und vorgesehen ist.  24 anac 1st sowoNnl die Treinel ZUr

eligion (positive Religionsfreiheit), WIEe auch die Treinel VONN der eligion
(negative Religionsfreiheit geschützt. Positiv ermöglicht Art Abs und

GG, eıInNnen Glauben haben, außern und betätigen. ach ständı

20006, I; Martın eckel: Das AÄAuseinandertreten VON EEI und Kirche In Deutsch:

19
and Se1It der des Jahrhunderts, eV| 45 }, 173 IT
/u den Verhandlungen einig (Anm. O), IT

AÜ) Dietrich Pirson: He ze1itlose ()ualität der VWeimarer Kirchenartikel, IN: Max-Fmanuel
(Jeis.  jefer Lorenz (Hg.) aat, Kirche, erwaltung, Muüunchen 700 1, IT
Hendrik Munsonitus: ()uo vadıs „Staatskirchenrecht”?, DOV 2013, IT

A Anm.
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2006, 44 ff; Martin Heckel: Das Auseinandertreten von Staat und Kirche in Deutsch-
land seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, ZevKR 45 (2000), 173 ff.

19 Zu den Verhandlungen Heinig (Anm. 6), 94 ff.
20 Dietrich Pirson: Die zeitlose Qualität der Weimarer Kirchenartikel, in: Max-Emanuel

Geis/Dieter Lorenz (Hg.): Staat, Kirche, Verwaltung, München 2001, 413 ff.
21 Hendrik Munsonius: Quo vadis „Staatskirchenrecht“?, DÖV 2013, 93 ff.
22 Vgl. Anm. 16.

ÖR 62 (3/2013)

325Die 1919 getroffenen Regelungen zielten darauf, die Trennung zwi-
schen Staat und Kirche zu verwirklichen, den Kirchen und Religionsge-
meinschaften ihren überkommenen Status zu erhalten und allen anderen
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften den Zugang zu gleichen
Rechten zu eröffnen.19 Dem dienen insbesondere die Regelungen des Art.
137 WRV mit der Festschreibung der Trennung von Staat und Kirche, der
Garantie des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts und den Regelungen
über den Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts. Diese Regelungen
werden flankiert durch Bestimmungen über die Kirchensteuer, das kirchli-
che Vermögen und die Ablösung der Staatsleistungen. Aus der historischen
Situation heraus lassen sich diese Bestimmungen als Normen zur Umset-
zung der Trennung von Staat und Kirche begreifen.20 Zugleich kann man in
ihnen einen systematischen Entwurf für ein pluralismusfähiges Religions-
verfassungsrecht erkennen, dessen Klugheit sich gerade in unserer Zeit er-
weisen wird.21

Der Freiheitsschutz für die religiösen Individuen und Gemeinschaften
einerseits, die Sicherung einer Friedensordnung andererseits und die Reali-
sierung des sozial-produktiven Potentials der Religionen erfordern rechtli-
che Instrumente, die einen Betätigungsraum eröffnen, vor Vereinnahmung
durch Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften oder den Staat
schützen, Handlungs- und Kooperationsfähigkeit gewährleisten, und einen
Diskurs über die Gehalte einer Religion ermöglichen. Die Interessen der
Individuen, der Gemeinschaften und des Staates sind dabei teils konso-
nant, teils gegenläufig und bedürfen einer differenzierten Austarierung.

1. Betätigungsfreiheit und Schutz vor Vereinnahmung

Grundlegend ist die Gewährleistung der Religionsfreiheit, wie sie in
Art. 4 Abs. 1 und 2 GG vorgesehen ist.22 Danach ist sowohl die Freiheit zur
Religion (positive Religionsfreiheit), wie auch die Freiheit von der Religion
(negative Religionsfreiheit) geschützt. Positiv ermöglicht Art. 4 Abs. 1 und
2 GG, einen Glauben zu haben, zu äußern und zu betätigen. Nach ständi-



326 DEr Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wird die Religionsfrei-
heit umfassend als das ec verstanden, SeE1N Handeln denen
SEINer eligion auszurichten Damıiıt Sind auch Handlungen 1n den Schutz:
ereich einbezogen, die ihren religlösen C harakter weniger AUS dem AaU-
Rerlichen Vollzug, Oondern vorrangıg AUS der religiösen Motivation heraus
gewinnen.““ Was ZUr Religionsausübung sehört, üchtet sich damıit ach
dem jeweiligen religiösen Selbstverständnis Korrespondierend schüuützt
Art. 140 1. V. Art. 137 Abs WRV die Te1inel der Religionsge-
meinschaften, ihre Angelegenheiten selbstständig Oordnen und VeT-
walten

Die negatıve Religionsfreiheit schüuützt VOT Vereinnahmung. Niemand 1st
genötigt, religiösen Handlungen teilzunehmen Ooder sich mi1t e1ner
Religionsgemeinschaft einzulassen Ebenso INUSS möglich se1n, sich VOT
e1iner Religionsgemeinschaft wieder Oosen Der ax garantiert dies
Uurc Kirchenaustrittsgesetze, ach enen die Mitgliedschaft 1n e1ner
Olfentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft eendet werden ann Für
privatrechtlich Organisierte Religionsgemeinschaften gelten die entspre
henden Bestimmungen des bürgerlichen Rechts Der Austritt AUS e1ner
Religionsgemeinschaft 1st ach staatlichem ec auch dann wirksam,
WE ach dem ec der Religionsgemeinschaft 1n Austritt Nıcht mÖS;
ich 1ST. Der aa verweigert Olchen Ormen die Anerkennung.“

Dem VOT Vereinnahmung Uurc den ax dienen die se17
191 bestehende rennung VOT ax und Kıirche 137 Abs WRV)]
und das Prinzip der religiös-weltanschaulichen Neutralität.“ Danach 1st
dem ax verwehrt, sich miıt e1ner eligion Ooder Weltanschauun iden-
tilızieren Ooder Fragen der eligion Ooder Weltanschauung entscheiden
Diese Fragen hat den Individuen und den Religions- und Weltanschau:
ungsgemeinschaften überlassen Dem aa 1st esS verwehrt, e1nNe be
11mmte religiöse Oder explizi areligiöse Haltung einzunehmen Damıiıt
STE inhm auch nicht Z Religionen und Weltanschauungen AUS der Of:
Tentlichkeit verdrängen. Einschränkungen Sind 11UTr zulässig, SOWEeIlTt das
Handeln der Individuen und (‚emeinschaften KRechtsgüter beeinträchtigt
und die Grenzen der Friedensordnung überschreitet.

A NÜSC ar  ermann Käsfner: ypertrophie des (‚rundrechts auf Religionsfreiheit, JZ
19985, 0 /4 ; Chrisfian a  o Neue Religionskonflikte und STaaflliıche Neutralität,
uüutachten ZUuU eutschen Juristentag, Berlin 701 Ü, T,

zx4 /um ec der Mitgliedschaft In Religionsgemeinschaften AaUSTIUNTIIC Johannes Kuntze
Bürgerliche Mitgliedschaft In Religionsgemeinschalften, [HMSS_ Öttingen 20172 im Et-
scheinen!|.

A Chrisfian I[raulsen, Art. Neutralität, IN: Heinig/Munsonius (Anm. 16), 168 I1
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23 Kritisch Karl-Hermann Kästner: Hypertrophie des Grundrechts auf Religionsfreiheit, JZ
1998, 974 ff; Christian Waldhoff: Neue Religionskonflikte und staatliche Neutralität,
Gutachten D zum 68. Deutschen Juristentag, Berlin 2010, 66 ff, m. w. N.

24 Zum Recht der Mitgliedschaft in Religionsgemeinschaften ausführlich Johannes Kuntze:
Bürgerliche Mitgliedschaft in Religionsgemeinschaften, Diss. Göttingen 2012 [im Er-
scheinen].

25 Christian Traulsen, Art. Neutralität, in: Heinig/Munsonius (Anm. 16), 168 ff. 
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326 ger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wird die Religionsfrei-
heit umfassend als das Recht verstanden, sein Handeln an den Maßstäben
seiner Religion auszurichten. Damit sind auch Handlungen in den Schutz-
bereich einbezogen, die ihren religiösen Charakter weniger aus dem äu-
ßerlichen Vollzug, sondern vorrangig aus der religiösen Motivation heraus
gewinnen.23 Was zur Religionsausübung gehört, richtet sich damit nach
dem jeweiligen religiösen Selbstverständnis. Korrespondierend schützt
Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV die Freiheit der Religionsge-
meinschaften, ihre Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und zu ver-
walten.

Die negative Religionsfreiheit schützt vor Vereinnahmung. Niemand ist
genötigt, an religiösen Handlungen teilzunehmen oder sich sonst mit einer
Religionsgemeinschaft einzulassen. Ebenso muss es möglich sein, sich von
einer Religionsgemeinschaft wieder zu lösen. Der Staat garantiert dies u. a.
durch Kirchenaustrittsgesetze, nach denen die Mitgliedschaft in einer 
öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft beendet werden kann. Für
privatrechtlich organisierte Religionsgemeinschaften gelten die entspre-
chenden Bestimmungen des bürgerlichen Rechts. Der Austritt aus einer
Religionsgemeinschaft ist nach staatlichem Recht auch dann wirksam,
wenn nach dem Recht der Religionsgemeinschaft ein Austritt nicht mög-
lich ist. Der Staat verweigert solchen Normen die Anerkennung.24

Dem Schutz vor Vereinnahmung durch den Staat dienen die – seit
1919 bestehende – Trennung von Staat und Kirche (Art. 137 Abs. 1 WRV)
und das Prinzip der religiös-weltanschaulichen Neutralität.25 Danach ist es
dem Staat verwehrt, sich mit einer Religion oder Weltanschauung zu iden-
tifizieren oder Fragen der Religion oder Weltanschauung zu entscheiden.
Diese Fragen hat er den Individuen und den Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften zu überlassen. Dem Staat ist es verwehrt, eine be-
stimmte religiöse oder explizit areligiöse Haltung einzunehmen. Damit
steht es ihm auch nicht zu, Religionen und Weltanschauungen aus der Öf-
fentlichkeit zu verdrängen. Einschränkungen sind nur zulässig, soweit das
Handeln der Individuen und Gemeinschaften Rechtsgüter beeinträchtigt
und die Grenzen der Friedensordnung überschreitet.



3A7
Handlungs- und Kooperationsfähigkeit

Das Handeln In und VOT (‚emeiminschaften SETI7ZT Formen der KOOrdina-
t10N VOTaus Mit zunehmender Komplexitä der nnen- und Außenbezie
hungen SOWIE der Handlungsfiormen bedarf die Koordination e1iner Formalı:
sierung. Das ec bletet Uurc verschiedene Urganisationsiormen die
Möglichkeit, die TODlemMe der Mitgliedschaft SOWIE der sgemeinschaftli-
chen Willensbildung und der Handlungsorganisation OUrgane, ompeten-
zen) Osen Die Selbstorganisation erweIlist sich als Schlüsselproblem Tüur
die e1lnaDne bestehenden religionsverfassungsrechtlichen System.“®

Für das Religionsverfassungsrecht erweIlst sich der Begriff der Religi-
onsgesellschaft als Schlüsselbegriff. ach e1iner allgemein anerkannten FOr:
mulierung wird arunter e1N „Verband verstanden, der die Angehörigen
e1N und desselben aubensbekenntnisses Ooder menrerer verwandter lau:
bensbekenntnisse allseitiger Erfüllung der Uurc das gemeinsame Be
kenntnis gestellten ufgaben zusammenfaßt“ .“ Den Religionsgesellschaf-
ten stehen ach Art. 140 Art. 137 Abs zunNächst die
privatrechtlichen Urganisationsiormen olfen Da das Selbstverständnis der
Religionsgemeinschaften ahber Oft Urganisationsiormen impliziert, die sich
mi1t dem privatrechtlichen Instrumentarıum nicht Oder 1Ur großen
Schwierigkeiten verwirklichen Jassen, eröffnet Art. 140 1. V. Art.
137 Abs WRV die Möglichkei dass sich Religionsgemeinschaften als Ol
entlich-rechtliche Körperschaften organıisieren.

Bel dem Körperschaftsstatus seht nicht die Verleihung e1Nes
„rätse  en Ehrentitels““*, Oondern die Verleihung bestimmter miıt
dem Körperschaftsstatus verbundener Rechte Diese ergeben sich AUS der
gefestigten Interpretation VOT Art. 137 Abs und AUS einfachgesetz-
liıchen ormen, die aufT diesen Status ezug nehmen.“” Als wesentliche
emente des Körperschaftsstatus lassen sıch die Urganisationsgewalt,
Dienstherrenfähigkeit, RKechtsetzungsgewalt, das 1dmungs-, Parochial
und Besteuerungsrec t ausmachen Damıiıt en die Religionsgemein-
chaften 1n we1ılit größerem Mal als 1n den Formen des Privatrechts die

20 Munsonius (Anm. 21),
AF Nachwelise hel einig (Anm. O), 05, Fn. 146; Heinrich de Wa Art. Religionsgemein-
28

schaft, InN: Heinig/Munsonius (Anm. 16), 700 IT
Rudolf Smend: Staat und Kirche ach dem Bonner (Grundgesetz, eV| J (9)

zUu BVerIGFE 102, S70 ichael Brenner: He Kirchen als Körperschaften des OMenth
chen ec zwischen Grundgesetz und (emeinschaftsrecht, Inx Von ampenhau-
SEn (Hg.) eEUTSCNHEeSs Staatskirchenrecht zwischen Grundgesetz und EU-Gemeinschalts:
rec Frankfurt 2003, 47/)
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26 Munsonius (Anm. 21), 99 f.
27 Nachweise bei Heinig (Anm. 6), 65, Fn. 146; Heinrich de Wall: Art. Religionsgemein-

schaft, in: Heinig/Munsonius (Anm. 16), 200 ff.
28 Rudolf Smend: Staat und Kirche nach dem Bonner Grundgesetz, ZevKR 1 (1951), 1 (9).
29 BVerfGE 102, 370 (371f); Michael Brenner: Die Kirchen als Körperschaften des öffentli-

chen Rechts zwischen Grundgesetz und Gemeinschaftsrecht, in: Axel von Campenhau-
sen (Hg.): Deutsches Staatskirchenrecht zwischen Grundgesetz und EU-Gemeinschafts-
recht, Frankfurt a. M. u. a. 2003, 43 (47).
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2. Handlungs- und Kooperationsfähigkeit

Das Handeln in und von Gemeinschaften setzt Formen der Koordina-
tion voraus. Mit zunehmender Komplexität der Innen- und Außenbezie-
hungen sowie der Handlungsformen bedarf die Koordination einer Formali-
sierung. Das Recht bietet durch verschiedene Organisationsformen die
Möglichkeit, die Probleme der Mitgliedschaft sowie der gemeinschaftli-
chen Willensbildung und der Handlungsorganisation (Organe, Kompeten-
zen) zu lösen. Die Selbstorganisation erweist sich als Schlüsselproblem für
die Teilhabe am bestehenden religionsverfassungsrechtlichen System.26

Für das Religionsverfassungsrecht erweist sich der Begriff der Religi-
onsgesellschaft als Schlüsselbegriff. Nach einer allgemein anerkannten For-
mulierung wird darunter ein „Verband verstanden, der die Angehörigen
ein und desselben Glaubensbekenntnisses oder mehrerer verwandter Glau-
bensbekenntnisse zu allseitiger Erfüllung der durch das gemeinsame Be-
kenntnis gestellten Aufgaben zusammenfaßt“.27 Den Religionsgesellschaf-
ten stehen nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 4 WRV zunächst die
privatrechtlichen Organisationsformen offen. Da das Selbstverständnis der
Religionsgemeinschaften aber oft Organisationsformen impliziert, die sich
mit dem privatrechtlichen Instrumentarium nicht oder nur unter großen
Schwierigkeiten verwirklichen lassen, eröffnet Art. 140 GG i. V. m. Art.
137 Abs. 5 WRV die Möglichkeit, dass sich Religionsgemeinschaften als öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften organisieren. 

Bei dem Körperschaftsstatus geht es nicht um die Verleihung eines
„rätselhaften Ehrentitels“28, sondern um die Verleihung bestimmter mit
dem Körperschaftsstatus verbundener Rechte. Diese ergeben sich aus der
gefestigten Interpretation von Art. 137 Abs. 5 WRV und aus einfachgesetz-
lichen Normen, die auf diesen Status Bezug nehmen.29 Als wesentliche 
Elemente des Körperschaftsstatus lassen sich die Organisationsgewalt,
Dienstherrenfähigkeit, Rechtsetzungsgewalt, das Widmungs-, Parochial-
und Be steuerungsrecht ausmachen. Damit haben die Religionsgemein-
schaften in weit größerem Maß als in den Formen des Privatrechts die



3728 Möglichkei sich Organisieren, WIE ihrem relig1lösen Selbstver
ständnis entspricht. Der möglicherweise bestehende Jatus zwischen pn
vatrechtlichem €e1 und religionsrechtlicher Binnenordnung ann
überwunden werden.“”

Diskursermöglichung

Aass zwischen den Religionsgemeinschaften und anderen Jeilen der
(Gesellsc 1n Diskurs ber die Gehalte der Religionen stattfindet, 1st AUS
drei Grüunden besonders angezeligt: /Zum eıInNnen wurde SCNON darauf inge
wlesen, dass der KRechtsbegriff der eligion 1n Abhängigkeit VONN dem
Selbstverständnis der religiösen ubjekte bestimmen 1ST. Dieses Selbst:
verständnis INUSS In seinen wesentlichen Punkten ZUr Sprache kommen
und aufgenommen werden können, dass auch ohne Zugehörigkeit die
SEr eligion ihre Gehalte als solche plausibel Ooder wenigstens partie acN-
VOllzieN ar werden ESs e1ner Vermittlung zwischen religiöser und
Sakularer Sprache /um anderen dient dem Frieden zwischen Religionen
und Weltanschauungen, WEl mehr vonemander weiß Vorurteile
und Angste können abgebau werden.“”

Schließlic kommen die Religionen als Ressource VOT Jetztgültigem
SINn 1n e1rac Die moderne, 1n vieler 1NSIC Tunktional bestimmte
und arbeitsteilige Gesellscha bildet hängig VO  = Sachzusammenhang
unterschiedliche Rationalıtäten aUuUs Religionen stehen miıt ihrem holist1i
schen Ansatz und inhrem Iranszendenzbezug queTr dieser Entwicklung
und sehen darın nicht aufT. S1e repräsentieren die Dimension, die sıch
Uurc Rationalıtäten eın nicht mehr erschlieben ass nen eignet dAa-
miıt 1n spezifisches Sinnerschließungspotential, das 1M gesellschaftlichen
Diskurs Iruchtbar emacht werden ann  S4

Der Beförderung des Diskurses dienen insbesondere der Religionsun-
terricht ach Art. Abs und die wissenschaftliche Theologie. Der
Religionsunterricht 1st ordentliches enriac und wird In Übereinstim-
MUNg miıt den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. ESs handelt

A0 BVeriIGFE Ö3, 341 (Bahal); einig (Anm. O), z47 Ausführlic Stefan agen Körper-
schaftsstatus und Religionsfreiheit, übingen 2004, 197 IT

Christoph VWissenschalftliche eologie, In Stefan kier/Hans-Günter
Heimbrock (Hg.) Evangelische Theologie Staatlichen Universitäten, Öttingen 701 1,

IT
C efra Bahr: Vom INn (Mifentlicher eligion, In Hans ichael Heinig/Christian

Aaltfer (Hg.) Staatskirchenrech: der Religionsverfassungsrecht?, übingen 2007, 73 ;
Jürgen Habermas: (‚lauben und VWissen, Tankiur 72001
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30 BVerfGE 83, 341 (Bahai); Heinig (Anm. 6), 247 f. Ausführlich Stefan Magen: Körper-
schaftsstatus und Religionsfreiheit, Tübingen 2004, 197 ff.

31 Vgl. Christoph Schwöbel: Wissenschaftliche Theologie, in: Stefan Alkier/Hans-Günter
Heimbrock (Hg.): Evangelische Theologie an Staatlichen Universitäten, Göttingen 2011,
74 ff.

32 Vgl. Petra Bahr: Vom Sinn öffentlicher Religion, in: Hans Michael Heinig/Christian
Walter (Hg.): Staatskirchenrecht oder Religionsverfassungsrecht?, Tübingen 2007, 73 ff;
Jürgen Habermas: Glauben und Wissen, Frankfurt a. M. 2001.
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328 Möglichkeit, sich so zu organisieren, wie es ihrem religiösen Selbstver-
ständnis entspricht. Der möglicherweise bestehende Hiatus zwischen pri-
vatrechtlichem Kleid und religionsrechtlicher Binnenordnung kann so
überwunden werden.30

3. Diskursermöglichung

Dass zwischen den Religionsgemeinschaften und anderen Teilen der
Gesellschaft ein Diskurs über die Gehalte der Religionen stattfindet, ist aus
drei Gründen besonders angezeigt: Zum einen wurde schon darauf hinge-
wiesen, dass der Rechtsbegriff der Religion in Abhängigkeit von dem
Selbstverständnis der religiösen Subjekte zu bestimmen ist. Dieses Selbst-
verständnis muss in seinen wesentlichen Punkten so zur Sprache kommen
und aufgenommen werden können, dass auch ohne Zugehörigkeit zu die-
ser Religion ihre Gehalte als solche plausibel oder wenigstens partiell nach-
vollziehbar werden. Es bedarf einer Vermittlung zwischen religiöser und
säkularer Sprache. Zum anderen dient es dem Frieden zwischen Religionen
und Weltanschauungen, wenn man mehr voneinander weiß. Vorurteile
und Ängste können so abgebaut werden.31

Schließlich kommen die Religionen als Ressource von letztgültigem
Sinn in Betracht. Die moderne, in vieler Hinsicht funktional bestimmte
und arbeitsteilige Gesellschaft bildet abhängig vom Sachzusammenhang
unterschiedliche Rationalitäten aus. Religionen stehen mit ihrem holisti-
schen Ansatz und ihrem Transzendenzbezug quer zu dieser Entwicklung
und gehen darin nicht auf. Sie repräsentieren die Dimension, die sich
durch Rationalitäten allein nicht mehr erschließen lässt. Ihnen eignet da-
mit ein spezifisches Sinnerschließungspotential, das im gesellschaftlichen
Diskurs fruchtbar gemacht werden kann.32

Der Beförderung des Diskurses dienen insbesondere der Religionsun-
terricht nach Art. 7 Abs. 3 GG und die wissenschaftliche Theologie. Der
Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach und wird in Übereinstim-
mung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Es handelt



sich e1nNe klassısche gemeinsame Angelegenheit VOT aa und Religi- 3A
onsgemeinschaften, bel der die nhalte VOT der Religionsgemeinschaft be
stimmt werden Der konfessionelle Religionsunterricht dient Zu eıInNnen
der Persönlichkeitsbildung, ZU anderen dazu, Kındern und Jugendlichen
1M Feld der Religionen und Weltanschauungen Urilentierung seben und
S1E ber die eligion, In der S1E aufwachsen, sprachfähig machen.“”

Die wissenschaftliche Theologie STEe In ZWE1 Systemzusammenhän-
54  ven Einerseits 1st 1E Wissenscha WIE andere Wissenschaften auch und
befleißigt sich e1ner vernunftgeleiteten, historisch-kritischen Erforschung
bestimmter änomene, die andere Wissenschaftsdiskurse aNSCNIUSSTA:
hig 1ST. Damıiıt stehen die kinzeldisziplinen zwangsläulfig In eINem
Zusammenhang ihren „profanen“ Bezugswissenschaften WIE Altphilolo-
D1e, Altorientalistik, Geschichtswissenschaft und Philosophie., AÄAndererseits
1st die Theologie auf e1Ne bestimmte Religionsgemeinschaft bezogen und
nımm religiöser KOommMmunikation rezepuVv und prägend teil AÄAus diesem
ezug ergibt sich auch der anon der Einzeldisziplinen, die ZUr Theologie
ehören. Die Theologie 1st konstitutiv zugleic 1n den wissenschaftlichen
und den religionsgemeinschaftlichen Kommunikationszusammenhang e1N-
sebunden. Für S1E Sind arum zugleic das Prinzip der religiösen Authenti
71la und das der rationalen KOommMuntizZIierharkeit eitend.”

Das große Interesse des Staates daran, dass die Iheologie der Religio
NelNn wissenschaftlich 1M Zusammenhang der Universitäten betrieben wird,
1st historisch der Verpflichtung abzulesen, dass Geilistliche wenigstens
drei re e1ner deutschen Universität studiert haben sollen (Irien
nı1um) Diese Regelung seht aufT den Kulturkampf zurück und hat In
den Staatskirchenverträgen und Konkordaten ihren Niederschlag sefun
den  S0 Gegenwärtig Sind die Bemühungen NENNEN, Islamische Theologie

den Universitäten etablieren, WIEe dies auch Uurc den Wissen-
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329sich um eine klassische gemeinsame Angelegenheit von Staat und Religi-
onsgemeinschaften, bei der die Inhalte von der Religionsgemeinschaft be-
stimmt werden. Der konfessionelle Religionsunterricht dient zum einen
der Persönlichkeitsbildung, zum anderen dazu, Kindern und Jugendlichen
im Feld der Religionen und Weltanschauungen Orientierung zu geben und
sie über die Religion, in der sie aufwachsen, sprachfähig zu machen.33

Die wissenschaftliche Theologie steht in zwei Systemzusammenhän-
gen.34 Einerseits ist sie Wissenschaft wie andere Wissenschaften auch und
befleißigt sich einer vernunftgeleiteten, historisch-kritischen Erforschung
bestimmter Phänomene, die an andere Wissenschaftsdiskurse anschlussfä-
hig ist. Damit stehen die Einzeldisziplinen zwangsläufig in einem engen
Zusammenhang zu ihren „profanen“ Bezugswissenschaften wie Altphilolo-
gie, Altorientalistik, Geschichtswissenschaft und Philosophie. Andererseits
ist die Theologie auf eine bestimmte Religionsgemeinschaft bezogen und
nimmt an religiöser Kommunikation rezeptiv und prägend teil. Aus diesem
Bezug ergibt sich auch der Kanon der Einzeldisziplinen, die zur Theologie
gehören. Die Theologie ist konstitutiv zugleich in den wissenschaftlichen
und den religionsgemeinschaftlichen Kommunikationszusammenhang ein-
gebunden. Für sie sind darum zugleich das Prinzip der religiösen Authenti-
zität und das der rationalen Kommunizierbarkeit leitend.35

Das große Interesse des Staates daran, dass die Theologie der Religio-
nen wissenschaftlich im Zusammenhang der Universitäten betrieben wird,
ist historisch an der Verpflichtung abzulesen, dass Geistliche wenigstens
drei Jahre an einer deutschen Universität studiert haben sollen (Trien-
nium). Diese Regelung geht u. a. auf den Kulturkampf zurück und hat in
den Staatskirchenverträgen und Konkordaten ihren Niederschlag gefun-
den.36 Gegenwärtig sind die Bemühungen zu nennen, Islamische Theologie
an den Universitäten zu etablieren, wie dies auch durch den Wissen-
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HL Wechselwirkungen

eligion, Öffentlichkeit und ec tlretien Mmiteinander 1n Wechselwir-
kung eligion WIrkt sich Uurc Gestaltung Ooder Verweigerung 1n zuweillen
produktiver Oder destruktiver Weise auf die gesellschaftliche Wirklichkei
aus em sıch Religionsgemeinschaften der Offentlichen Auseinanderseft-
ZUNg stellen, können S1E eiNerseIts Einflluss nehmen, sich ahber auch
dem Einflluss der gesellschaftlichen Wirklichkei aUuUs Religionsgemeinschaf-
ten Sind Tüur ihr Handeln 1n der Welt aufT Rechtsformen angewlesen. Der SA-
ulare, Treiheitliche ax bletet den Religionsgemeinschaften eiınen Hand
lJungsrahmen, 1n dem 1E sgemä. ihrem Selbstverständnis agleren können
Das ec 1st jedoch Nıcht statisch, Oondern unterliegt Gestaltungs- und
Wandlungsprozessen.“” In die Entwicklung des Rechts Tießen explizi Oder
implizı die religiösen Wertungen WIEe auch die Wahrnehmung VOT relig1Ö-
SET1 Subjekten, Institutionen und Prozessen Uurc die Beteiligten e1n Dar-
ber der Offentilchen Auseinandersetzung. Pluralıtät 1st ZWar

strengend aber der Freiheit, der Demokratie und des Friedens willen
nicht hintergehen.
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330 schaftsrat empfohlen worden ist.37

III. Wechselwirkungen

Religion, Öffentlichkeit und Recht treten miteinander in Wechselwir-
kung. Religion wirkt sich durch Gestaltung oder Verweigerung in zuweilen
produktiver oder destruktiver Weise auf die gesellschaftliche Wirklichkeit
aus. Indem sich Religionsgemeinschaften der öffentlichen Auseinanderset-
zung stellen, können sie einerseits Einfluss nehmen, setzen sich aber auch
dem Einfluss der gesellschaftlichen Wirklichkeit aus. Religionsgemeinschaf-
ten sind für ihr Handeln in der Welt auf Rechtsformen angewiesen. Der sä-
kulare, freiheitliche Staat bietet den Religionsgemeinschaften einen Hand-
lungsrahmen, in dem sie gemäß ihrem Selbstverständnis agieren können.
Das Recht ist jedoch nicht statisch, sondern unterliegt Gestaltungs- und
Wandlungsprozessen.38 In die Entwicklung des Rechts fließen explizit oder
implizit die religiösen Wertungen wie auch die Wahrnehmung von religiö-
sen Subjekten, Institutionen und Prozessen durch die Beteiligten ein. Dar-
über bedarf es der öffentlichen Auseinandersetzung. Pluralität ist zwar an-
strengend aber um der Freiheit, der Demokratie und des Friedens willen
nicht zu hintergehen.


